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Gremium Datum 

 

Beschluss: 
Die Bezirksvertretung Rodenkirchen hebt ihren Beschluss vom 08.05.2006 auf und verzichtet auf wei-
tere Maßnahmen zur Einfahrt in die Ostlandstraße. 
 
Alternative: 
 
Die Bezirksvertretung Rodenkirchen stimmt dem vorgelegten Ausbauplan zu (Anlage 1) und beauf-
tragt die Verwaltung die weiteren Schritte zur Realisierung der Maßnahme einzuleiten und die Finan-
zierung sicherzustellen. 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 
 Nein 
 Ja, investiv Investitionsauszahlungen         € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

 Ja, ergebniswirksam Aufwendungen für die Maßnahme          (Alternative) 10.000 € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

Jährliche Folgeaufwendungen (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       
a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

c) bilanzielle Abschreibungen         € 

Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       
a) Erträge          € 

b) Erträge aus der Auflösung Sonderposten         € 

Einsparungen: ab Haushaltsjahr:       
a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

Beginn, Dauer        

 
 

Begründung: 
 
Die Bezirksvertretung Rodenkirchen hat in der Sitzung am 08.05.2006 folgenden Beschluss gefasst: 
 
"Die Verwaltung wird gebeten, der Bezirksvertretung einen Vorschlag zu unterbreiten, wie das zur 
Zeit teilweise sehr umständliche Einfahren in die Oststraße erleichtert werden kann. Möglichkeiten 
sind z. B. Rückbau der Blumeninsel auf der Hauptstraße oder Rückverlagerung des Sperrschildes am 
Straßenknick in westliche Richtung bis hinter Tiefgarageneinfahrt." 
 
Im Rahmen der personellen Möglichkeiten und der Prioritäten der Planungsmaßnahmen hat die Ver-
waltung den Sachverhalt geprüft und ist zu der nachfolgend erläuterten und in der Anlage dargestell-
ten Lösungsmöglichkeit gekommen. 
 
Bei dem damaligen Ausbau der Hauptstraße in Rodenkirchen mit dem durchgehenden Pflasterstrei-
fen für Fußgängerquerungen wurde an der Kreuzung Hauptstraße/Gustav-Radbruch-
Straße/Oststraße ein erhöhter Querungsbedarf für Fußgänger festgestellt. Um diesen Querungsbe-
darf entsprechend seiner Bedeutung zusätzlich abzusichern, wurde in dem Pflasterstreifen eine durch 
zwei Inselköpfe abgesicherte Querungsstelle geschaffen. 
 
Auf Grund der Lage der einmündenden Straßen konnte diese Querung nur an dieser Stelle unter 
Verzicht auf das Linksabbiegen von der Hauptstraße in die Oststraße geschaffen werden. Eine be-
sondere Beschilderung war hierzu nicht erforderlich, da durch die bauliche Anlage der Querungsstelle 
die Linksabbiegemöglichkeit eindeutig unterbunden ist. 
 
In den vergangenen Jahren war festzustellen, dass hier immer wieder versucht wurde verkehrswidrig 
nach links in die Oststraße abzubiegen, mit dem Erfolg, dass die Pfosten zur Absicherung der Fuß-
wege umgefahren wurden. Damit der Beschluss der Bezirksvertretung Rodenkirchen umgesetzt wer-
den kann, müsste der östliche Inselkopf entfernt werden. Ebenfalls müssen im Einfahrtsbereich die in 
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Pflaster dargestellte Wegeführung angepasst werden. Die Folge ist allerdings, dass die sichere Fuß-
gängerquerung an dieser Stelle nicht mehr gegeben ist. 
 
Die Kosten belaufen sich auf circa 10.000 € und werden aus der Finanzposition 6601.572.2100.4 - 
Unterhaltung Infrastruktur - finanziert. Die angegeben Kosten sind grobe Schätzungen. Eine Kosten-
berechnung erfolgt im Zusammenhang mit dem folgenden Bau- und Finanzierungsbeschluss. 
 
Berücksichtigt werden sollte bei der dann entstehenden, neuen Situation, dass durch die möglichen 
baulichen Veränderungen des Bezirksrathauses sich auch die Verkehrsbeziehungen ändern können 
und der Linksabbiegeverkehr an dieser Stelle sich verstärken könnte. 
 
Fazit: 
 
Aus den oben genannten Gründen der Verkehrssicherheit kann die Verwaltung diese Änderung nicht 
empfehlen und bittet die Bezirksvertretung Rodenkirchen diese Änderung nicht zu beschließen, son-
dern ihren Beschluss vom 08.05.2006 aufzuheben. 
 
Anlage 1 
 
 


	Betreff
	Beschlussorgan
	Beschluss:
	Haushaltsmäßige Auswirkungen
	Jährliche Folgeaufwendungen (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:      
	Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:      
	Einsparungen: ab Haushaltsjahr:      

	Begründung:

